
eine Dienstleistung bewirkt worden ist und der wusste oder für den
hinreichende Verdachtsgründe dafür bestanden, dass die aufgrund
dieser oder einer früheren oder späteren Lieferung oder Dienstleis-
tung fällige Mehrwertsteuer ganz oder teilweise unbezahlt bleiben
würde, gesamtschuldnerisch mit dem Steuerschuldner auf Zahlung
dieser Steuer in Anspruch genommen werden kann. Eine solche
Regelung muss jedoch den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, die Teil
der Gemeinschaftsrechtsordnung sind und zu denen u. a. die
Grundsätze der Rechtssicherheit und der Verhältnismäßigkeit gehö-
ren, genügen.

2. Artikel 22 Absatz 8 der Sechsten Richtlinie 77/388 in ihrer
durch die Richtlinien 2000/65 und 2001/115 geänderten Fas-
sung ist dahin auszulegen, dass er einem Mitgliedstaat nicht
erlaubt, eine Regelung wie die im Ausgangsverfahren in Rede ste-
hende zu erlassen, wonach ein Steuerpflichtiger, an den eine Liefe-
rung von Gegenständen oder eine Dienstleistung bewirkt worden
ist und der wusste oder für den hinreichende Verdachtsgründe
dafür bestanden, dass die aufgrund dieser oder einer früheren oder
späteren Lieferung oder Dienstleistung fällige Mehrwertsteuer ganz
oder teilweise unbezahlt bleiben würde, gesamtschuldnerisch mit
dem Steuerschuldner auf Zahlung der Steuer in Anspruch genom-
men werden kann, und/oder eine Regelung zu erlassen, wonach
von einem Steuerpflichtigen eine Sicherheitsleistung für die Zah-
lung der Mehrwertsteuer verlangt werden kann, die von demjenigen
Steuerpflichtigen, von dem oder an den die betreffenden Gegen-
stände oder Dienstleistungen geliefert oder erbracht werden,
geschuldet wird.

Dagegen steht diese Bestimmung nicht einer nationalen Regelung
entgegen, die jede Person, die gemäß einer auf der Grundlage von
Artikel 21 Absatz 3 der Sechsten Richtlinie 77/388 erlassenen
Maßnahme die Mehrwertsteuer gesamtschuldnerisch zu entrichten
hat, dazu verpflichtet, eine Sicherheit für die Zahlung der geschul-
deten Mehrwertsteuer zu leisten.

(1) ABl. C 273 vom 6.11.2004.

Urteil des Gerichtshofes (Erste Kammer) vom 11. Mai
2006 — The Sunrider Corp./Harmonisierungsamt für den

Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle)

(Rechtssache C-416/04 P) (1)

(Rechtsmittel — Gemeinschaftsmarke — Artikel 8 Absatz 1
Buchstabe b, 15 Absatz 3 und 43 Absätze 2 und 3 der Ver-
ordnung [EG] Nr. 40/94 — Verwechslungsgefahr — Anmel-
dung der Wortmarke VITAFRUIT als Gemeinschaftsmarke
— Widerspruch des Inhabers der nationalen Wortmarke
VITAFRUT — Ernsthafte Benutzung der älteren Marke —
Nachweis der Zustimmung des Inhabers der älteren Marke

zur Benutzung — Ähnlichkeit der Waren)

(2006/C 165/13)

Verfahrenssprache: Englisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführerin: The Sunrider Corp. (Prozessbevollmäch-
tigter: Rechtsanwalt A. Kockläuner)

Anderer Verfahrensbeteiligter: Harmonisierungsamt für den Bin-
nenmarkt (Marken, Muster und Modelle) (Prozessbevollmäch-
tigte: S. Laitinen und A. Folliard-Monguiral)

Gegenstand der Rechtssache

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz
(Zweite Kammer) vom 8. Juli 2004 in der Rechtssache T-203/
02, The Sunrider Corp. gegen HABM, mit dem eine Nichtig-
keitsklage des Anmelders der Wortmarke „VITAFRUIT“ für
Waren der Klassen 5, 29 und 32 abgewiesen wurde, die sich
gegen die ablehnende Entscheidung der Ersten Beschwerde-
kammer des Harmonisierungsamts für den Binnenmarkt
(Marken, Muster und Modelle) (HABM) vom 8. April 2002 in
der Sache R 1046/2000-1 über die Beschwerde gegen die Ent-
scheidung der Widerspruchsabteilung richtete, mit der die
Anmeldung des Zeichens auf Widerspruch des Inhabers der
nationalen Wortmarke „VITAFRUT“ für Waren der Klassen 30
und 32 teilweise zurückgewiesen wurde

Tenor des Urteils

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen.

2. The Sunrider Corp. trägt die Kosten des Verfahrens.

(1) ABl. C 300 vom 4.12.2004.

Urteil des Gerichtshofes (Zweite Kammer) vom 4. Mai
2006 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichts-
hofs [Deutschland]) — Massachusetts Institute of Techno-

logy

(Rechtssache C-431/04) (1)

(Patentrecht — Arzneimittel — Verordnung [EWG]
Nr. 1768/92 — Ergänzendes Schutzzertifikat für Arzneimit-

tel — Begriff „Wirkstoffzusammensetzung“)

(2006/C 165/14)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Bundesgerichtshof
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